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Verordnung über Gebühren und Auslagen des Bundesamts für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle im Zusammenhang mit der Begrenzung der EEG-Umlage 

 

(Besondere-Ausgleichsregelung-Gebührenverordnung – BAGebV) 

 

 

Entwurf 

 

 

A. Problem und Ziel 

Für stromintensive Unternehmen des produzierenden Gewerbes mit hohem Stromverbrauch 

und für Schienenbahnen begrenzt das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

(BAFA) auf Antrag die von Elektrizitätsversorgungsunternehmen an Letztverbraucherinnen 

und Letztverbraucher weitergegebene EEG-Umlage. Diese als Besondere Ausgleichsregelung 

bezeichnete Begrenzung erfolgt, um die Stromkosten dieser Unternehmen zu senken und so 

ihre internationale und intermodale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten.  

Beim BAFA fällt bei der Bearbeitung der Anträge, insbesondere im Zusammenhang mit der 

Prüfung der zur Nachweisführung einzureichenden Unterlagen, ein Verwaltungsaufwand an. 

Um diesen Verwaltungsaufwand zu decken, soll die Behörde künftig Gebühren und Auslagen 

erheben können. Zu diesem Zweck regelt diese Verordnung die Gebührenerhebung ein-

schließlich der Gebührenhöhe. 

 

B. Lösung 

Erlass einer Rechtsverordnung zur Erhebung von Gebühren und Auslagen durch das BAFA 

aufgrund des § 63a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 des Erneu-

erbare-Energien-Gesetzes (EEG). 
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C. Alternativen 

Keine. 

 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Bund 

Die Verordnung regelt die Erhebung der Kosten für Amtshandlungen des BAFA im Zusam-

menhang mit der Begrenzung der EEG-Umlage nach den §§ 40 bis 43 EEG. Hierdurch ent-

stehen für den Bundeshaushalt keine finanziellen Belastungen.  

Länder und Gemeinden 

Die Haushalte der Länder werden nicht belastet. Soweit Kommunen im Rahmen des öffentli-

chen Nahverkehrs Schienenbahnen betreiben, für die eine Begrenzung der EEG-Umlage er-

folgt, sind ihre Haushalte von der Gebührenerhebung betroffen. Die finanzielle Belastung ist 

aber vernachlässigbar, da die Gebühren im Vergleich zum erzielten Entlastungsvolumen nicht 

nennenswert ins Gewicht fallen. 

 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch diese Verordnung entstehen keine neuen Kosten für Bürgerinnen und Bürger. Insbe-

sondere enthält die Verordnung keine neue Informationspflicht für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Diese Verordnung begründet keinen über den Vorgang der Gebührenzahlung hinausgehenden 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Insbesondere wird keine neue Informationspflicht ein-

geführt.  

E.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung (Vollzugsaufwand) 

Durch die Gebührenverordnung entsteht ein Vollzugsaufwand beim BAFA. Zusätzlich erhöht 

sich der Vollzugsaufwand beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit durch die Wahrnehmung der Fachaufsicht. Ein Mehrbedarf an Stellen beim BAFA 

wird durch Umsetzung ausgeglichen oder ist durch Einnahmen zu refinanzieren. Ein Mehrbe-

darf an Stellen im BMU soll durch Umschichtung im Einzelplan 16 gedeckt werden. 

Die Verordnung enthält keine neue Informationspflicht für die Verwaltung. 
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F. Sonstige Kosten 

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Gestehungskosten von Strom aus erneuerba-

ren Energien. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-

braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Verordnung über Gebühren und Auslagen des Bundesamts für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle im Zusammenhang mit der Begrenzung der EEG-Umlage 

 

(Besondere-Ausgleichsregelung-Gebührenverordnung – BAGebV) 

 

 

Entwurf 

 

 

Auf Grund des § 63a Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, der 

durch Artikel 1 Nummer 20 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S. 1754) geändert 

worden ist, in Verbindung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 

1970 (BGBl. I S. 821) verordnet das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-

torsicherheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: 

 

 

§ 1 Gebühren und Auslagen 

 

(1) Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erhebt für Amtshandlungen im Zu-

sammenhang mit der Begrenzung der EEG-Umlage nach den §§ 40 bis 43 des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes Gebühren und Auslagen. Die gebührenpflichtigen Tatbestände und die 

Gebührensätze ergeben sich aus dem Gebührenverzeichnis der Anlage zu dieser Verordnung. 

(2) Hinsichtlich der Auslagen ist § 10 des Verwaltungskostengesetzes mit Ausnahme des Ab-

satzes 1 Nummer 1 anzuwenden. 

 

§ 2 Zurücknahme von Anträgen 

 

Für die Zurücknahme eines Antrags auf Begrenzung der EEG-Umlage, mit dessen sachlicher 

Bearbeitung begonnen worden ist, beträgt die Gebühr 40 Prozent der vorgesehenen Gebühr 

nach der Nummer 1 der Anlage zu dieser Verordnung, mindestens aber 25 Euro. § 15 Ab-

satz 2 zweiter Halbsatz des Verwaltungskostengesetzes bleibt unberührt. 
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§ 3 Ablehnung von Anträgen 

 

Wird ein Antrag auf Begrenzung der EEG-Umlage abgelehnt, beträgt die Gebühr 70 Prozent 

der vorgesehenen Gebühr nach der Nummer 1 der Anlage zu dieser Verordnung, mindestens 

aber 45 Euro. § 15 des Verwaltungskostengesetzes bleibt unberührt. 

 

[ § 4 Übergangsbestimmungen; Inkrafttreten 

 

Es ist beabsichtigt, auch für Bescheide des BAFA im Zusammenhang mit der Begrenzung der 

EEG-Umlage für das Jahr 2014 ab dem 1. Februar 2013 Gebühren zu erheben. Die konkrete 

Ausgestaltung einer entsprechenden Regelung wird derzeit in der Bundesregierung abge-

stimmt. ] 
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Anlage  

(zu § 1 Absatz 1 Satz 2 ) 

 

Gebührenverzeichnis 

 

 Amtshandlungen des Bundesamtes für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle 

Gebührensatz 

1. Gebühr für die Begrenzung der EEG-Umlage  je bean-

tragter Abnahmestelle und Stromverbrauchsmenge 

nach §§ 41, 42 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes im 

letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr; maßgeblich ist 

die angefangene und an der Abnahmestelle verbrauchte 

Gigawattstunde. 

65 Euro je Gigawattstunde 

2. Gebühr für die Umschreibung oder Übertragung eines 

Begrenzungsbescheides, soweit nicht die Umschrei-

bung infolge eines Wechsels des Energieversorgungs-

unternehmens oder des Übertragungsnetzbetreibers 

beantragt wird. 

entsprechende Anwen-

dung der Nummer 1, je-

doch höchstens 250 Euro 
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Begründung: 

 

A. Allgemeiner Teil: 

 

I. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt 

Für stromintensive Unternehmen des produzierenden Gewerbes mit hohem Stromverbrauch 

und für Schienenbahnen begrenzt das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

(BAFA) auf Antrag die von Elektrizitätsversorgungsunternehmen an Letztverbraucherinnen 

und Letztverbraucher weitergegebene EEG-Umlage. Diese Begrenzung erfolgt, um die 

Stromkosten dieser Unternehmen zu senken und so ihre internationale und intermodale Wett-

bewerbsfähigkeit zu erhalten. Aufgrund der Öffnung dieser sogenannten Besonderen Aus-

gleichsregelung für kleinere und mittlere Unternehmen durch das Gesetz zur Neuregelung des 

Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien vom 28. 

Juli 2011 (BGBl. I S. 1634) hat sich im Antragsverfahren für das Jahr 2013 der Kreis der An-

tragsteller auf inzwischen 2057 Unternehmen mit 3186 Abnahmestellen erweitert. Hiermit 

geht ein gestiegener Verwaltungsaufwand für die Bearbeitung und Bescheidung der Anträge 

durch das BAFA mit einem geschätzten Volumen von insgesamt 6 Millionen Euro für das 

Jahr 2013 einher. Mit der Einführung der Verordnungsermächtigung in § 63a Absatz 2 Satz 3 

Nummer 4 EEG durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Rechtsrahmens für Strom aus 

solarer Strahlungsenergie und zu weiteren Änderungen im Recht der erneuerbaren Energien 

vom 17. August 2012 (BGBl. I S. 1754) hat der Gesetzgeber die Möglichkeit geschaffen, die 

von der Besonderen Ausgleichsregelung Begünstigten zur Kostentragung heranzuziehen.  

Mit der vorliegenden Gebührenverordnung setzt das Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit diese Ermächtigung im Einvernehmen mit dem Bundesministe-

rium für Wirtschaft und Technologie um und bestimmt die gebührenpflichtigen Amtshand-

lungen sowie die Gebührensätze. 

  

II. Ermächtigung 

§ 63a Absatz 2 Nummer 4 EEG ermächtigt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und 

Technologie ohne Zustimmung des Bundesrats durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass 

für Amtshandlungen des BAFA im Zusammenhang mit der Begrenzung der EEG-Umlage 
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nach den §§ 40 bis 43 EEG Gebühren und Auslagen erhoben werden. Durch Artikel 1 Num-

mer 20 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S. 1754) wurde die Gebührenermächti-

gung in § 63a Absatz 2 EEG insgesamt weiter gefasst und – mit einer Ausnahme bezüglich 

der Gebührenverordnung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung – die Einschränkung 

„zur Deckung des Verwaltungsaufwands“ gestrichen. Dies ermöglicht es, bei der Bemessung 

der Gebührenhöhe im Rahmen dieser Verordnung auch den wirtschaftlichen Wert der Be-

grenzung der EEG-Umlage für die antragstellenden Unternehmen zu berücksichtigen.  

 

III. Alternativen 

Es bestehen keine Alternativen, die vereinbar sind mit den Vorgaben der Bundeshaushalts-

ordnung, die der Bundesverwaltung ein sparsames Verhalten auferlegen. Es wird vorausge-

setzt, dass Behörden bei ihren Verwaltungshandlungen, die Bürgerinnen und Bürger oder Un-

ternehmen auf freiwilliger Basis auslösen, die Kosten an die Verursacher weitergeben. 

 

IV. Folgen 

1. Gewollte und ungewollte Folgen 

Mit der Einführung der Gebührenverordnung soll der erwartete Erfüllungsaufwand des BAFA 

im Zusammenhang mit der Bearbeitung von Anträgen nach den §§ 40 bis 43 EEG durch die 

Erhebung von Gebühren und Auslagen gegenüber den antragstellenden Unternehmen ausge-

glichen werden. Je nach Anzahl der in einem Bescheidjahr gestellten Anträge und der Strom-

verbrauchsmenge der antragstellenden Unternehmen kann es zu einer moderaten Überkom-

pensation dieser Kosten durch Gebühreneinnahmen kommen, was – wie unter II. ausgeführt – 

von der Ermächtigungsgrundlage des § 63a EEG gedeckt ist. 

 

2. Kosten für die öffentlichen Haushalte 

Für den Bundeshaushalt entstehen keine finanziellen Belastungen. Die aufgrund der Gebüh-

renverordnung erzielten Einnahmen dienen der Deckung des mit dem Vollzug der Besonde-

ren Ausgleichsregelung verbundenen Verwaltungsaufwands. Soweit Kommunen im Rahmen 

des öffentlichen Nahverkehrs Schienenbahnen betreiben, für die eine Begrenzung der EEG-

Umlage erfolgt, sind ihre Haushalte von der Gebührenerhebung betroffen. Die finanzielle 

Belastung ist aber vernachlässigbar, da die Gebühren im Vergleich zum erzielten Entlas-

tungsvolumen nicht nennenswert ins Gewicht fallen (vgl. Tabelle unter B., zu § 1). 
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3. Kosten für die Wirtschaft und die Verbraucherinnen und Verbraucher 

a) Kosten für die Verbraucherinnen und Verbraucher 

Durch die Erhebung von Kosten für die Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Begren-

zung der EEG-Umlage entstehen Kosten für die betroffenen Unternehmen. Diese sind im 

Verhältnis zu den mit der Begrenzung der EEG-Umlage verbundenen Einsparungen jedoch 

von untergeordneter Bedeutung, so dass eine Weitergabe der Kosten an die Kunden und somit 

Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau nicht zu erwarten sind.  

 

b) Kosten für die Unternehmen 

Durch diese Verordnung entstehen den Unternehmen Kosten in unterschiedlicher Höhe. Die 

genaue Höhe hängt davon ab, für welche Stromverbrauchsmenge und für wie viele Abnahme-

stellen eine Begrenzung der EEG-Umlage beantragt wird. Beispielhaft sind für typische An-

tragsteller folgende Kosten zu erwarten: 

 

Stromverbrauch eines Unternehmens an 

einer Abnahmestelle in GWh 

Gebühr in Euro 

2 130 

10 650 

20 1 300 

50 3 250 

100 6 500 

600 39 000 

 

4. Erfüllungsaufwand 

a) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch diese Verordnung entstehen keine neuen Kosten für Bürgerinnen und Bürger, insbe-

sondere enthält die Verordnung keine neue Informationspflicht für Bürgerinnen und Bürger. 

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Diese Verordnung begründet keinen über den Vorgang der Gebührenzahlung hinausgehenden 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Insbesondere wird keine neue Informationspflicht ein-

geführt.  
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c) Erfüllungsaufwand für die Verwaltung (Vollzugsaufwand) 

Durch die Gebührenverordnung entsteht ein Vollzugsaufwand beim BAFA. Zusätzlich erhöht 

sich der Vollzugsaufwand beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit durch die Wahrnehmung der Fach- und Rechtsaufsicht. Ein Mehrbedarf an Stellen 

beim BAFA wird durch Umsetzung ausgeglichen oder ist durch Einnahmen zu refinanzieren. 

Ein Mehrbedarf an Stellen im BMU soll durch Umschichtung im Einzelplan 16 gedeckt wer-

den. 

Die Verordnung enthält keine neue Informationspflicht für die Verwaltung. 

 

V. Zeitliche Geltung 

Eine Befristung der Verordnung ist geprüft, aber abgelehnt worden, da die Vorgaben der 

Bundeshaushaltsordnung zum sparsamen Verwaltungshandeln angesichts des Volumens der 

Besonderen Ausgleichsregelung eine dauerhafte Gebührenerhebung zur Deckung des Verwal-

tungsaufwands verlangen.  

 

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union 

Die Verordnung ist mit europäischem Primär- und Sekundärrecht vereinbar und begründet 

keine Diskriminierung von Unionsbürgern.  

  

VII. Vereinbarkeit mit höherrangigem nationalen Recht 

Mit der Gebührenerhebung für die Bearbeitung von Anträgen auf Begrenzung der EEG-

Umlage wird in die allgemeine Handlungsfreiheit der antragstellenden Unternehmen einge-

griffen. Dieser Eingriff ist vor dem Hintergrund, dass die Kostenbelastung wertmäßig nur 

einen Bruchteil der mit der Besonderen Ausgleichsregelung verbundenen Begünstigung dar-

stellt, verfassungsrechtlich gerechtfertigt. 

 

VIII. Vereinbarkeit mit völkerrechtlichen Verträgen, die Deutschland abgeschlossen hat 

Die Verordnung verstößt nicht gegen völkerrechtliche Verträge, die von der Bundesrepublik 

Deutschland abgeschlossen wurden. 
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IX. Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

Die Verordnung steht im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, de-

ren Ziele nach Überprüfung der zehn Managementregeln der Nachhaltigkeit und 21 Schlüs-

selindikatoren berücksichtigt werden. Insbesondere dient die Verordnung der Deckung der 

mit dem Vollzug der Besonderen Ausgleichsregelung verbundenen finanziellen Belastungen 

für den Bundeshaushalt. Sie leistet somit einen Beitrag zur Konsolidierung des Bundeshaus-

halts und damit zur Generationengerechtigkeit in Deutschland (Managementregel Nummer 7 

und Schlüsselindikator Nummer 6).  

 

X. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. 

Bei der Bezeichnung natürlicher Personen ist grundsätzlich auch die weibliche Person aus-

drücklich genannt.  
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 B. Besonderer Teil: 

 

Zu § 1 (Gebühren und Auslagen): 

§ 1 Absatz 1 Satz 1 regelt unter Inanspruchnahme der Ermächtigungsgrundlage des § 63a 

Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 

die Befugnis des BAFA, Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen im Zusammenhang 

mit der Begrenzung der EEG-Umlage nach den §§ 40 bis 43 EEG zu erheben.  

Die Erhebung von Gebühren erfolgt gemäß § 1 Absatz 1 Satz 2 nach Maßgabe des Gebühren-

verzeichnisses der Anlage. Darin wird hinsichtlich der Bescheide zur Begrenzung der EEG-

Umlage die Gebühr in Abhängigkeit der an der Abnahmestelle im letzten Geschäftsjahr ver-

brauchten Strommenge festgelegt (Nummer 1 der Anlage). Hierdurch. wird der für das be-

troffene Unternehmen mit der Begrenzung der EEG-Umlage einhergehende wirtschaftliche 

Wert bei der Gebührenfestsetzung angemessen berücksichtigt. 

Diese Gebührenkonzeption steht im Einklang mit dem in § 3 Satz 1 des Verwaltungskosten-

gesetzes (VwKostG) als Ausprägung des verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrund-

satzes verankerten Äquivalenzprinzips. Das Äquivalenzprinzip verlangt, dass zwischen der 

Höhe der Gebühr und dem mit ihr abgegoltenen Verwaltungsaufwand sowie dem wirtschaft-

lichen Wert oder sonstigen Nutzen der Amtshandlung ein ausgewogenes Verhältnis besteht. 

Zwar beschränkt die Verordnungsermächtigung in § 63a Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 EEG die 

Gebührenerhebung nicht auf die Deckung des Verwaltungsaufwands, so dass das geschätzte 

Gebührenaufkommen auch den durchschnittlichen Personal- und Sachaufwand des BAFA 

übersteigen darf. Der hierdurch dem Verordnungsgeber eingeräumte Einschätzungsspielraum 

findet seine Grenze jedoch wiederum im Äquivalenzprinzip. Dieses verbietet eine Gebühren-

bemessung, die ein offensichtliches Missverhältnis von Leistung und Gegenleistung bewirkt 

oder beim Gebührenschuldner eine vor der Inanspruchnahme der öffentlichen Leistung ab-

schreckende Wirkung entfaltet. Diesen Anforderungen wird die Verordnung gerecht:  

Zur Berechnung des Verwaltungsaufwands des BAFA im Zusammenhang mit dem Vollzug 

der Besonderen Ausgleichsregelung wurden die derzeit gültigen Sätze des Bundesministeri-

ums für Finanzen für Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen (vgl. Rundschreiben vom 2. Juli 2012 

- II A 3 - H 1012-10/07/0001 :006) herangezogen. Unter Zugrundelegung eines Personalbe-

darfs von 63 Stellen ergaben diese Berechnungen für das Antragsjahr 2013 Personal- und 
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Sachkosten beim BAFA in Höhe von insgesamt 5 875 753 Euro, die durch Gebühreneinnah-

men gedeckt werden sollen.  

Die auf dieser Grundlage ermittelten einzelnen Gebührenpositionen stehen in einem angemes-

senen Verhältnis zum wirtschaftlichen Wert, der für das jeweilige Unternehmen mit der Be-

grenzung der EEG-Umlage verbunden ist. Dies veranschaulicht die nachfolgende Tabelle, 

welche die Gebührenbelastung und Begünstigungswirkung für unterschiedlich verbrauchsin-

tensive Unternehmen darstellt: 

 

Unternehmen mit einem Strom-

verbrauch an einer Abnahme-

stelle von 

Gebührenhöhe in 

Euro 

voraussichtliches Ent-

lastungsvolumen in Euro 

3,5 GWh 260 117.608 

20 GWh 1 300 940.860 

100 GWh 6 500 5.080.644 

350 GWh 22.750 18.119.500 

 

Anmerkung: Bei der Berechnung der maximalen Entlastungswirkung wurde die EEG-

Umlage für 2013 mit 5,277 ct/kWh zugrunde gelegt. Da die Gebührenverordnung im 

Jahr 2013 in Kraft tritt, entfalten die Begrenzungsbescheide ihre entlastende Wirkung 

erst im Jahr 2014. Da die Höhe der EEG-Umlage im Jahr 2014 derzeit nicht bekannt ist, 

werden sich Abweichungen bei der Entlastungswirkung ergeben. 

 

Demnach beträgt in diesen Fällen die Gebührenlast im Vergleich zur Entlastung von der 

EEG-Umlage je nach Stromverbrauchsmenge zwischen rund 0,13 und 0,41 Prozent (Strom-

verbrauchsmengen unter 1,6 GWh sind hier nicht berücksichtigt, da die Beantragung in diesen 

Fällen in aller Regel wegen der weiteren Kosten wie jener für das vorzulegende Wirtschafts-

prüfergutachten und den Arbeits- und Personalaufwand im Unternehmen wirtschaftlich nicht 

sinnvoll ist). Die von den §§ 40 bis 43 EEG bezweckte Entlastungswirkung für stromintensive 

Unternehmen und Schienenbahnen wird damit im Ergebnis nicht spürbar geschmälert. Die 

Gebührenerhebung ist folglich, auch unter Berücksichtigung der weiteren mit der Antragstel-

lung verbundenen Kosten, nicht geeignet, von der Inanspruchnahme der Besonderen Aus-

gleichsregelung abzuschrecken oder ihre Inanspruchnahme weniger attraktiv zu machen.  



- 14 - 

 

Zur Berechnung des Verwaltungsaufwands im Einzelnen wird auf die Begründung zur Anla-

ge zu dieser Verordnung verwiesen.  

Neben Gebühren erhebt das BAFA nach § 1 Absatz 2 Auslagen und verweist hinsichtlich der 

gebührenpflichtigen Auslagentatbestände auf § 10 VwKostG mit Ausnahme des Absatzes 1 

Nummer 1. Für Telekommunikationsleistungen werden somit keine Auslagen erhoben.  

Soweit die Verordnung keine eigene Regelung trifft, gilt ergänzend das Verwaltungskosten-

gesetz des Bundes (VwKostG). Die ergänzende Anwendbarkeit des VwKostG im Rahmen 

dieser Verordnung folgt unmittelbar aus § 1 Absatz 2 Nummer 1 VwKostG. 

 

Zu § 2 (Zurücknahme von Anträgen): 

§ 2 betrifft die Gebührenhöhe für den Fall, dass eine Antragstellerin oder ein Antragsteller 

den Antrag auf Begrenzung der EEG-Umlage zurücknimmt, nachdem das BAFA mit der 

sachlichen Bearbeitung des Antrags begonnen hat. Antrag in diesem Sinne ist, wie § 41 Ab-

satz 3 EEG und § 42 Absatz 1 EEG klarstellt, die jeweils für eine Abnahmestelle begehrte 

Begrenzung der EEG-Umlage. § 2 ist daher z.B. einschlägig, wenn ein Unternehmen mit 

mehreren Abnahmestellen Anträge für einzelne dieser Abnahmestellen zurücknimmt; für die 

übrigen Abnahmestellen richtet sich die Gebührenerhebung unverändert nach § 1. 

Eine Gebührenerhebung erfolgt nicht, soweit mit der sachlichen Bearbeitung des Antrags 

noch nicht begonnen wurde. Mit einer sachlichen Bearbeitung wurde beispielsweise begon-

nen, wenn das BAFA das Unternehmen bereits auf konkrete Problempunkte des Antrages 

hingewiesen hat. Allgemeine Auskünfte zum Antragsverfahren begründen keine sachliche 

Bearbeitung des Antrages. 

Die Regelung begrenzt die Gebührenhöhe auf 40 Prozent der Gebühr für die Begrenzung der 

EEG-Umlage nach Nummer 1 des Gebührenverzeichnisses. Mit dieser Abweichung von § 15 

Absatz 2 VwKostG, der in der Regel nur die Reduzierung um ein Viertel vorsieht, soll ein 

Anreiz für die betroffenen Unternehmen geschaffen werden, unzulässige oder unbegründete 

Anträge zurückzunehmen anstatt den ablehnenden Bescheid abzuwarten. Denn die Zurück-

nahme eines Antrags führt zu einer beträchtlichen Reduzierung des Verwaltungsaufwands 

beim BAFA: Zum einen entfällt der Erlass eines ablehnenden Bescheids mit entsprechender 

Begründung. Zum anderen wird mit der Antragsrücknahme das Verwaltungsverfahren insge-

samt beendet. Die Regelung des § 15 Absatz 2 zweiter Halbsatz VwKostG bleibt unberührt. 
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Danach steht es im Ermessen der Behörde, die Gebühr auf 25 Prozent der vorgesehenen Ge-

bühr zu ermäßigen oder von ihrer Erhebung abzusehen, wenn dies der Billigkeit entspricht. 

Durch die Festlegung einer Mindestgebühr in Höhe von 25 Euro wird sichergestellt, dass eine 

Gebührenerhebung auch in den Fällen erfolgt, in denen der Antragsteller die im letzten abge-

schlossenen Geschäftsjahr an der Abnahmestelle verbrauchte Strommenge nicht angibt und so 

die Bemessungsgrundlage für den Gebührenbescheid fehlt.  

 

Zu § 3 (Ablehnung von Anträgen): 

§ 3 regelt die Gebührenerhebung in Fällen, in denen das BAFA einen Antrag auf Begrenzung 

der EEG-Umlage ablehnt. Für die Ablehnung wird eine Gebühr in Höhe von 70 Prozent der 

bei einer positiven Bescheidung anzusetzenden Gebühr nach Nummer 1 der Anlage erhoben. 

Mit dieser Reduzierung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass das antragstellende Un-

ternehmen bei einer vollständigen Ablehnung mangels Begrenzung der EEG-Umlage keinen 

wirtschaftlichen Vorteil erzielt. Auf der anderen Seite ist der mit einer Ablehnung einherge-

hende Verwaltungsaufwand für das BAFA regelmäßig ähnlich hoch oder auf Grund der er-

forderlichen Anhörung und Begründung des Ablehnungsbescheids sogar höher als bei einer 

positiven Bescheidung. Deshalb und um den Anreiz zur Antragsrücknahme nach § 2 nicht 

abzuschwächen, ist die Festlegung auf 70 Prozent angemessen. 

Durch die Festlegung einer Mindestgebühr in Höhe von 45 Euro wird sichergestellt, dass eine 

Gebührenerhebung auch in den Fällen erfolgt, in denen der Antragsteller die im letzten abge-

schlossenen Geschäftsjahr an der Abnahmestelle verbrauchte Strommenge nicht angibt und so 

die Bemessungsgrundlage für den Gebührenbescheid fehlt.  

§ 15 VwKostG bleibt unberührt. Insbesondere erfolgt keine Gebührenerhebung im Falle einer 

Antragsablehnung wegen Unzuständigkeit. 

 

[ Zu § 4 Übergangsbestimmungen; Inkrafttreten: 

Es ist beabsichtigt, auch für Bescheide des BAFA im Zusammenhang mit der Begrenzung der 

EEG-Umlage für das Jahr 2014 ab dem 1. Februar 2013 Gebühren zu erheben. Zu diesem 

Datum ist die – auch im Internet auf den Seiten des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit bekannt gemachte – Verbändeanhörung abgeschlossen, so dass 
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die betroffenen Unternehmen von diesem Zeitpunkt an in zumutbarer Weise von der Kosten-

erhebung für die Begrenzung der EEG-Umlage Kenntnis erlangen können. Die konkrete Aus-

gestaltung einer entsprechenden Regelung wird derzeit in der Bundesregierung abgestimmt.] 

 

Zur Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 2 (Gebührenverzeichnis) 

Die Anlage zur Verordnung enthält das Gebührenverzeichnis, in dem die gebührenpflichtigen 

Tatbestände aufgeführt und ihnen die zu entrichtende Gebührenhöhe zugeordnet ist. 

Es werden zwei gebührenpflichtige Amtshandlungen bestimmt: in Nummer 1 die Begrenzung 

der EEG-Umlage sowie in Nummer 2 die Umschreibung oder Übertragung eines bestehenden 

Begrenzungsbescheids. 

 

Zu Nummer 1: 

Nach Nummer 1 erhebt das BAFA eine Gebühr für die nach §§ 40 ff. EEG auf Antrag eines 

Unternehmens des produzierenden Gewerbes oder Schienenbahnenunternehmens gewährte 

Begrenzung der EEG-Umlage an einer Abnahmestelle. Die Gebührenhöhe wird anhand der 

im letzten Geschäftsjahr an der Abnahmestelle verbrauchten Strommenge bestimmt und be-

trägt je Gigawattstunde 65 Euro. Maßgeblich ist dabei jeweils die angefangene und an der 

Abnahmestelle verbrauchte Gigawattstunde.  

Der bereits dargestellte mit dem Vollzug der Besonderen Ausgleichsregelung insgesamt ver-

bundene Verwaltungsaufwand in Höhe von rund 6 Millionen Euro für das Antragsjahr 2013 

soll im Wesentlichen mit dieser Gebühr abgedeckt werden (der Verwaltungsaufwand für Um-

schreibungen/Übertragungen von Begrenzungsbescheiden fällt in der Summe kaum ins Ge-

wicht, s.u. zu Nummer 2). Mit 65 Euro pro angefangener und an der Abnahmestelle ver-

brauchter Gigawattstunde ist dabei der Gebührensatz so bestimmt, dass diese Kosten unter 

Zugrundelegung der im Antragsjahr 2012 angemeldeten Strommengen mit Gebühreneinnah-

men von insgesamt bis zu 7 Millionen Euro gedeckt werden. Die auf dieser Grundlage mögli-

che Überkompensation von rund 1 Millionen Euro im Vergleich zu dem für 2012 ermittelten 

Verwaltungsaufwand ist mit Blick auf das prognostizierte Antragsvolumen gerechtfertigt. So 

wird aus den bisherigen Erfahrungen mit der Besonderen Ausgleichsregelung darauf ge-

schlossen, dass die Anzahl der antragstellenden Unternehmen weiter wächst, ohne dass damit 

im gleichen Maße die angemeldeten Strommengen steigen. Zudem ist auf Grund der erst seit 
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dem 1. Januar 2012 geltenden Ausweitung der Besonderen Ausgleichsregelung für kleinere 

und mittlere Unternehmen damit zu rechnen, dass auch aus diesem Antragstellerkreis eine 

weitere Steigerung der Antragstellungen erfolgt. Denn im ersten Jahr der Geltung hatten noch 

nicht sämtliche betroffene Unternehmen Kenntnis von der nunmehr bestehenden Berechti-

gung, eine Begrenzung der EEG-Umlage zu beantragen. Es ist somit bereits jetzt absehbar, 

dass die anhand der Unternehmens- und Antragszahlen aus 2012 ermittelten Beträge nicht 

ausreichen werden, um den im Antragsjahr 2013 und darüber hinaus mit dem Vollzug der 

Besonderen Ausgleichsregelung entstehenden Verwaltungsaufwand zu decken.  

Ob im Einzelfall die Gebührenpflicht über den zur Deckung des jeweils konkret anfallenden 

Verwaltungsaufwands erforderlichen Betrag hinausgeht, folgt daraus nicht zwangsläufig. 

Vielmehr kann es sowohl zu einer Unter- als auch zu einer Überkompensation dieser Kosten 

bei der einzelnen Antragsbearbeitung kommen. Dies ist zum einen durch das Ziel der strom-

mengenabhängigen Gebühr, den Wert der Begrenzung der EEG-Umlage für die antragstellen-

den Unternehmen angemessen zu berücksichtigen, gerechtfertigt und zum anderen auch prak-

tisch nicht anders zu regeln. Denn valide Aussagen zu dem sich in jeder Einzelfallkonstellati-

on ergebenden Verwaltungsaufwand sind kaum zu treffen, da die vom BAFA zu prüfenden 

Sachverhalte auf Grund ihrer Vielgestaltigkeit und Komplexität unabhängig von der Anzahl 

der in einem Verfahren zu prüfenden Abnahmestellen und der verbrauchten Strommenge zum 

Teil gravierende Unterschiede hinsichtlich des tatsächlichen und rechtlichen Prüfaufwands 

aufweisen. So ist der Verwaltungsaufwand etwa dann besonders groß, wenn auf Grund der 

Struktur des antragstellenden Unternehmens umfangreiche Nachprüfungen erforderlich sind. 

In Einzelfällen kann die Einstufung eines Unternehmens in die Kategorie produzierendes 

Gewerbe zweifelhaft sein und intensiver Nachprüfungen bedürfen. Auch die Bruttowert-

schöpfungsrechnung ist trotz der vorzulegenden Wirtschaftsprüfertestate fehleranfällig. Muss 

sie im Detail geprüft werden, führt dies in der Regel zu Nachfragen beim Unternehmen und 

hohem Verwaltungsaufwand. Welche Kosten hierbei entstehen, ist variabel und nicht mit ver-

tretbarem Aufwand ermittelbar. Auf der Grundlage einer Erhebung beim BAFA ist es ledig-

lich möglich, den mit jedem Antrag eines Unternehmens verursachten Mindestaufwand zu 

beziffern. Dabei ist für die Antragsbearbeitung in einem rechtlich und tatsächlich einfach ge-

lagerten Sachverhalt inklusive Zweitprüfung ein Arbeitstag eines Sachbearbeiters im gehobe-

nen Dienst anzusetzen. Unter Berücksichtigung des Personalkostensatzes, der Gemeinkosten 

und der Sachkostenpauschale nach den Sätzen des Bundesministeriums der Finanzen für 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen sowie unter Berücksichtigung von weiteren Kosten wie den 
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Entwicklungskosten für die IT-Applikation beläuft sich der Verwaltungsaufwand in diesem 

Fall auf rund 500 Euro. 

Die auf dieser Grundlage im Einzelfall bei Anträgen ab einer gewissen Strommenge mögliche 

Überkompensation des tatsächlichen Verwaltungsaufwands ist von der Verordnungsermäch-

tigung in § 63a Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 EEG gedeckt, die die Kostenerhebung nicht auf 

die Deckung des Verwaltungsaufwands beschränkt. Sie steht auch im Einklang mit dem 

Äquivalenzprinzip nach § 3 VwKostG. Die Gebührenbelastung stellt für jedes antragsberech-

tigte Unternehmen im Vergleich zum wirtschaftlichen Wert der Begrenzung der EEG-Umlage 

eine vernachlässigbare Größe dar. Die zu entrichtenden Gebühren bewegen sich je nach 

Stromverbrauchsmenge zwischen rund 0,13 und 0,41 Prozent des Entlastungsvolumens (siehe 

oben). Folglich bleibt der wirtschaftliche Wert der Begrenzung der EEG-Umlage von der Ge-

bührenerhebung nahezu unbeeinflusst, so dass angesichts des immensen Werts der Amtshand-

lung auch das Verhältnis zu einem im Einzelfall unter Umständen geringer ausfallenden Ver-

waltungsaufwands angemessen ist.  

 

Zu Nummer 2: 

Nach Nummer 2 wird für die Umschreibung oder Übertragung eines Begrenzungsbescheids 

eine Gebühr erhoben, die sich nach der für den betroffenen Bescheid zu ermittelnden Gebühr 

nach Nummer 1 richtet, maximal jedoch 250 Euro beträgt.  

Die Erhebung dieser Gebühr erfolgt, wenn privilegierte Unternehmen beispielsweise im Be-

grenzungsjahr umstrukturiert werden. Ändert sich nach einer Umstrukturierung nur der Fir-

mennamen, schreibt das BAFA den Begrenzungsbescheid auf Antrag auf den neuen Firmen-

namen um. Eine Übertragung eines Begrenzungsbescheides kommt in Betracht, sofern ein 

privilegiertes Unternehmen nach dem Umwandlungsgesetz umstrukturiert wird. Weitere An-

wendungsfälle für die Übertragung eines Begrenzungsbescheides sind sog. asset deals sowohl 

im Rahmen der Gesamt- als auch Einzelrechtsnachfolge. 

Da in diesen Fällen die Antragsteller keinen erneuten wirtschaftlichen Vorteil erzielen und in 

der Regel auch keine erneute, vollumfängliche Prüfung der Voraussetzungen nach den 

§§ 40 ff. EEG erforderlich ist, ist es angemessen, die Gebührenhöhe auf 250 Euro zu deckeln. 

Für Übertragungen und Umschreibungen von Bescheiden muss etwa anhand der Kaufverträ-

ge, Gesellschafterbeschlüsse und Handelsregistereintragungen geprüft werden, ob und inwie-

weit die frühere gesellschaftliche Struktur des begrenzten Unternehmens mit der neuen ge-
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sellschaftlichen Struktur vergleichbar ist. Die Anknüpfung an die Gebühr nach Nummer 1 

bedeutet, dass im Falle von Begrenzungsbescheiden, für deren Erlass wegen eines niedrigen 

Stromverbrauchs an der Abnahmestelle eine Gebühr von unter 250 Euro zu entrichten war, 

diese auch für die Umschreibung oder Übertragung des Bescheids maßgeblich ist. So wird 

gewährleistet, dass ein Unternehmen nicht für die Umschreibung bzw. Übertragung des Be-

scheids eine höhere Gebühr entrichten muss als für dessen Erlass selbst. 

Nummer 2 ist auch einschlägig bei Anträgen auf Umschreibung oder Übertragung von Be-

grenzungsbescheiden, die das BAFA vor Inkrafttreten dieser Verordnung mit Wirkung für das 

Jahr 2013 erlassen hat. Da diese Begrenzungsbescheide noch nicht gebührenpflichtig waren, 

ist zur Berechnung der Gebührenhöhe eine Gebührenerhebung nach Nummer 1 zu fingieren. 

§ 4 Absatz 3 ist nicht einschlägig, da es sich hier nicht um einen Antrag auf Begrenzung der 

EEG-Umlage handelt.  

Basierend auf den bisherigen Erfahrungen wird von ungefähr 100 Anträgen auf Umschrei-

bung oder Übertragung eines Begrenzungsbescheids pro Jahr ausgegangen, so dass das ge-

samte Gebührenvolumen nach Nummer 2 maximal 25 000 Euro beträgt. 

Eine Umschreibung erfolgt auch, wenn ein privilegiertes Unternehmen das Elektrizitätsver-

sorgungsunternehmen wechselt und infolge dessen nach § 43 Absatz 1 Satz 2 EEG der Be-

grenzungsbescheid gegenüber dem neuen Elektrizitätsversorgungsunternehmen wirkt. Um 

eine Umschreibung handelt es sich begrifflich auch in den – seltenen – Fällen eines Wechsels 

des an der Abnahmestelle regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetreibers. Nach Nummer 2 

des Gebührenverzeichnisses wird in beiden Fällen keine Gebühr erhoben. 


